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VERORDNUNGSBLATT
DER (Markt/Stadt) GEMEINDE …
Jahrgang 2026	Ausgegeben am xx. Monat xxxx	www.ris.bka.gv.at
Nr. … Verordnung:	Lustbarkeitsabgabeverordnung


Verordnung
des Gemeinderats der (Markt/Stadt) Gemeinde … betreffend Abgabepflicht für Lustbarkeiten (Lustbarkeitsabgabeverordnung)
Auf Grund des § 7 Abs. 5 und des § 8 Abs. 5 Finanz-Verfassungsgesetz 1948 (F-VG 1948), BGBl. Nr. 45/1948 in der Fassung BGBl. I Nr. 51/2012, in Verbindung mit § 17 Abs. 3 Z 1 Finanzausgleichsgesetz 2024 (FAG 2024), BGBl. I Nr. 168/2023 in der Fassung BGBl. I Nr. 62/2026, sowie den §§ 1, 1a und 2 Oö. Lustbarkeitsabgabegesetz 2015 (Oö. LAbgG 2015), LGBl. Nr. 114/2015 in der Fassung LGBl. Nr. 78/2025, wird verordnet:

§ 1
Gegenstand der Abgabe
(1) Lustbarkeiten sind alle im Gemeindegebiet durchgeführten öffentlichen Veranstaltungen und Vergnügungen, die geeignet sind, Besuchende, Benutzende oder Teilnehmende zu unterhalten oder sonst zu erfreuen.
(2) Öffentlich sind Lustbarkeiten, die für alle Personen oder für alle Personen eines bestimmten Personenkreises frei oder unter denselben Bedingungen zugänglich sind.[footnoteRef:1] [1:  Der Öffentlichkeitsbegriff des Abs. 2 gilt nur für Lustbarkeiten nach Abs. 3 Z 1. Für Spielapparate legt § 1 Abs. 1 Z 1 Oö. LAbgG 2015 einen engeren Begriff fest (siehe Abs. 3 Z 2).] 

(3) Der Abgabe unterliegen ausschließlich
1.  Lustbarkeiten, deren Besuch bzw. Teilnahme an die Entrichtung eines Eintrittsgeldes gebunden ist,
2. der Betrieb von Spielapparaten gemäß Abs. 4 an Orten, die für alle Personen frei oder unter den gleichen Bedingungen zugänglich sind, und
3. der Betrieb von Wettterminals im Sinn des § 2 Z 8 Oö. Wettgesetz, LGBl. Nr. 72/2015 in der Fassung LGBl. Nr. 85/2021.
(4) Spielapparate im Sinn dieser Verordnung sind technische Einrichtungen, die zur Durchführung von Spielen bestimmt sind, einschließlich von Vorrichtungen für die Durchführung von Warenausspielungen im Sinn des § 4 Abs. 3 Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989 in der Fassung BGBl. I Nr. 105/2014. Nicht als Spielapparate im Sinn dieser Verordnung gelten Unterhaltungsgeräte, das sind Kegel- und Bowlingbahnen, Fußballtische, Basketball-, Air-Hockey- und Shuffle-Ball-Automaten, Billardtische, Darts-, Kinderreit- und Musikautomaten sowie Schießanlagen, die ausschließlich sportlichen Zwecken dienen.

§ 2
Ausnahmen
(1) Von der Abgabe ausgenommen sind[footnoteRef:2] [2:  Z 1 und 2 sind zwingend und dürfen nicht gestrichen werden. Z 3 bis 10 sind eine beispielhafte Aufzählung; Ergänzungen und Streichungen sind möglich, Befreiungen müssen aber sachlich gerechtfertigt sein.] 

1. Veranstaltungen von Theatern, die aus Mitteln des Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde regelmäßige Zuschüsse erhalten,[footnoteRef:3] [3:  Zwingend: § 17 Abs. 3 Z 1 FAG 2024.] 

2. Ausspielungen gemäß § 2 Glücksspielgesetz durch Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14 und 21 Glücksspielgesetz,[footnoteRef:4] [4:  Zwingend: § 17 Abs. 3 Z 1 FAG 2024.] 

3. Veranstaltungen, die ausschließlich dem Erwerb, der Erweiterung oder der Vertiefung von Bildung, Wissen oder Können dienen (zB Seminarvorträge, Volksbildung, Schulveranstaltungen),
4. sportliche Vorführungen und Wettbewerbe in Sportarten im Sinn des § 1 Oö. Sportartenverordnung 2023, LGBl. Nr. 81/2023,
5. Veranstaltungen gemeinnütziger, von Gebietskörperschaften subventionierter Vereine,[footnoteRef:5] [5:  Die Anknüpfung an Subventionen muss sachlich begründbar sein; weitere Einschränkungen (zB nur Kulturvereine) bedürfen einer nachvollziehbaren Rechtfertigung (Gleichheitsgrundsatz).] 

6. Veranstaltungen, die ausschließlich kirchlichen Zwecken dienen,
7. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich dem Feuerwehr- oder Rettungswesen zugutekommt,
8. Handels- und Fachmessen, sofern sie nicht unter § 5 Abs. 2 Z 10 fallen,
9. geschlossene Tanzunterrichtskurse von Tanzschulen im Sinn des Oö. Tanzschulgesetzes 2010, LGBl. Nr. 30/2010 in der Fassung LGBl. Nr. 59/2024,
10. zoologische Einrichtungen.
(2) Auf Antrag der Unternehmerin bzw. des Unternehmers sind Veranstaltungen und Vergnügungen von der Abgabe zu befreien, deren Gewinn ausschließlich und unmittelbar für bereits im Rahmen der Anmeldung (§ 6 Abs. 1) abschließend anzugebende gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verwendet wird.

§ 3
Abgabenschuldnerin bzw. Abgabenschuldner
Abgabenschuldnerin bzw. Abgabenschuldner ist, wer
1. bei entgeltlich zugänglichen Veranstaltungen bzw. Vergnügungen:[footnoteRef:6] [6:  Bei der Abgabe vom Eintrittsgeld legt die Gemeinde die Abgabenschuldner im Rahmen ihres Gestaltungsspielraums nach § 17 Abs. 3 Z 1 FAG 2024 selbst fest (VfGH 14.03.2018, V 112/2017). Die Anknüpfung an „entgeltlich zugängliche“ Veranstaltungen erfasst jede Form des Eintrittsgeldes (Karte, Stempel, Armband, Online-Zahlung). Sie sollte nicht durch eine Anknüpfung an Eintrittskarten ersetzt werden (etwa „bei Veranstaltungen mit Karten“), weil sonst für Veranstaltungen ohne Karten kein Abgabenschuldner bestimmt wäre. Die mit „oder“ verbundenen Personen in Z 1 und 2 sind keine Auswahl: Alle Genannten schulden die Abgabe nebeneinander (vgl. „weiters auch“ in § 1a Oö. LAbgG 2015; Gesamtschuld nach § 6 Abs. 1 BAO).] 

a) der Unternehmer bzw. die Unternehmerin, auf dessen bzw. deren Rechnung oder in dessen bzw. deren Namen die Veranstaltung bzw. Vergnügung durchgeführt wird oder
b) der- oder diejenige, der oder die sich öffentlich als Veranstalter bzw. Veranstalterin ankündigt oder den Behörden gegenüber als solcher bzw. solche auftritt;
2. beim Betrieb von Spielapparaten:
a) der Veranstalter (Unternehmer) bzw. die Veranstalterin (Unternehmerin), auf dessen bzw. deren Rechnung oder in dessen bzw. deren Namen Spielapparate betrieben werden oder
b) derjenige oder diejenige, der bzw. die den Behörden gegenüber als Veranstalter (Unternehmer) bzw. Veranstalterin (Unternehmerin) auftritt oder
c) derjenige bzw. diejenige, der bzw. die sich öffentlich als Veranstalter (Unternehmer) bzw. Veranstalterin (Unternehmerin) ankündigt;
3. beim Betrieb von Wettterminals, das den jeweiligen Wettterminal betreibende Wettunternehmen im Sinn des § 2 Z 9 Oö. Wettgesetz.[footnoteRef:7] [7:  Z 2 und 3 geben § 1a Abs. 1 und 2 Oö. LAbgG 2015 inhaltlich vollständig wieder und dürfen inhaltlich nicht abgeändert werden; insbesondere darf keine der in Z 2 lit. a bis c genannten Personengruppen fehlen. Der Landesgesetzgeber hat die Abgabenschuldner für Spielapparate und Wettterminals selbst festgelegt (§ 8 Abs. 5 F-VG 1948; vgl. VfGH 01.03.2018, V 108/2017, VfSlg. 20.236).] 


§ 4
Bemessungsgrundlage
(1) Bemessungsgrundlage für Lustbarkeiten gemäß § 1 Abs. 3 Z 1 ist das für die Zulassung zur Veranstaltung bzw. zur Teilnahme an der Vergnügung erhobene Entgelt (Eintrittsgeld). Eintrittsgeld ist die Summe der Entgelte, die als Gegenleistung für den Besuch der Veranstaltung bzw. für die Teilnahme an der Vergnügung vereinnahmt werden. Die Lustbarkeitsabgabe, die Umsatzsteuer sowie allfällige Versandkosten der Eintrittskarten gehören nicht zur Bemessungsgrundlage. Unentgeltlich ausgegebene Karten, wie Gästekarten oder Freikarten, sind abgabefrei, wenn sie als solche im Vorhinein kenntlich gemacht werden.
(2) Zum Eintrittsgeld zählen insbesondere[footnoteRef:8] [8:  Beispielhafte Aufzählung. Entscheidend ist, dass die Zahlung Voraussetzung für Zutritt oder Teilnahme ist. Freiwillige Spenden dürfen nicht einbezogen werden: Sie sind keine Gegenleistung für den Zutritt und damit kein Eintrittsgeld (§ 17 Abs. 3 Z 1 FAG 2024; vgl. zum Wiener Vergnügungssteuergesetz VwGH 27.01.2000, 99/15/0207: Eintrittsgeld ist ein der Höhe nach von vornherein festgelegtes Entgelt für die Teilnahme).] 

1. das Entgelt für Eintrittskarten oder sonstige Eintrittsausweise,
2. Entgelte, die anstelle eines Eintrittsgeldes gefordert werden, um im Rahmen der Veranstaltung bzw. der Vergnügung besondere Begünstigungen (zB Tischreservierungen) zu erhalten.
(3) Für Spielapparate gemäß § 1 Abs. 3 Z 2 ist die Abgabe je Apparat für jeden angefangenen Kalendermonat der Aufstellung zu entrichten.
(4) Für Wettterminals gemäß § 1 Abs. 3 Z 3 ist die Abgabe je Wettterminal für jeden angefangenen Kalendermonat der Aufstellung zu entrichten.

§ 5
Abgabesatz
(1) Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, beträgt die Abgabe für Lustbarkeiten gemäß § 1 Abs. 3 Z 1 ….. % des Eintrittsgeldes.[footnoteRef:9] [9:  Höchstens 25 % des Eintrittsgeldes mit Ausschluss der Abgabe (§ 17 Abs. 3 Z 1 FAG 2024). Für Filmvorführungen gilt Abs. 3.] 

(2) Abweichend von Abs. 1 beträgt die Abgabe für folgende Lustbarkeiten:[footnoteRef:10] [10:  Beispielhafte Aufzählung; Ergänzungen und Streichungen sind möglich. Kein Satz darf 25 % übersteigen. Unterschiedliche Sätze müssen sachlich gerechtfertigt sein. Filmvorführungen sind hier bewusst nicht enthalten (siehe Abs. 3).] 

1. Ausstellungen und Museen	…….
2. Theateraufführungen, Konzerte, Opern, Operetten, Musicals, Ballett, Tanzkunst, Folkloredarbietungen, Kabarett, Vorträge, Kleinkunstaufführungen, 
	Vorlesungen und dergleichen	…….
3. Dinnershows sowie Kochshows, sofern damit eine Verköstigung verbunden ist	…….
4. Volksbelustigungen wie Karusselle und Schießbuden sowie Volksfeste mit angeschlossenen Messen und dergleichen	…….
5. Varieté-, Zauberei- und Showveranstaltungen sowie Eislaufveranstaltungen, Tanzshowvorführungen und Motorshowvorführungen	…….
6. Fotovorführungen	…….
7. Schifffahrten mit Musik und/oder Tanz sowie Themenfahrten	…….
8. Paintball-Veranstaltungen	…….
9. Tanzbelustigungen (zB Bälle), Discos, Clubbings, Kostümfeste	…….
10. Stripteasevorführungen, Peep-Shows, Table-Dance und ähnliche erotische Tanzaufführungen und Darbietungen sowie einschlägige Ausstellungen (zB Erotikmessen)[footnoteRef:11]	……. [11:  Einschlägige Filmvorführungen fallen unter Abs. 3 (höchstens 10 %).] 

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 beträgt die Abgabe für Filmvorführungen jeder Art ….. % des Eintrittsgeldes.[footnoteRef:12] [12:  Zwingend höchstens 10 % (§ 17 Abs. 3 Z 1 FAG 2024); das gilt auch für erotische Filmvorführungen. Abs. 3 darf nur entfallen, wenn der Satz nach Abs. 1 10 % nicht übersteigt. Bisher waren Filmvorführungen in Abs. 2 Z 6 und Z 10 gemeinsam mit anderen Lustbarkeiten erfasst, was in der Praxis zu Sätzen über 10 % für Filmvorführungen führte.] 

(4) Für den Betrieb von Spielapparaten beträgt die Abgabe € ….. je Apparat[footnoteRef:13] für jeden angefangenen Kalendermonat der Aufstellung, in Betriebsstätten mit mehr als acht solchen Apparaten jedoch € ….. je Apparat[footnoteRef:14] für jeden angefangenen Kalendermonat der Aufstellung. [13:  Höchstens 69 Euro (§ 2 Abs. 1 Oö. LAbgG 2015 idF LGBl. Nr. 78/2025, in Kraft seit 14.11.2025).]  [14:  Höchstens 103 Euro (§ 2 Abs. 1 Oö. LAbgG 2015 idF LGBl. Nr. 78/2025).] 

(5) Für den Betrieb von Wettterminals beträgt die Abgabe € ….. je Wettterminal[footnoteRef:15] für jeden angefangenen Kalendermonat der Aufstellung. [15:  Höchstens 343 Euro (§ 2 Abs. 2 Oö. LAbgG 2015 idF LGBl. Nr. 78/2025).] 


§ 6
Anmeldung
(1) Die Abgabenschuldnerin bzw. der Abgabenschuldner gemäß § 3 Z 1 hat die im Gemeindegebiet entgeltlich durchgeführte Veranstaltung bzw. Vergnügung spätestens drei Werktage vor Beginn bei der Abgabenbehörde anzumelden.
(2) Die Anmeldung muss den genauen Ort und die Zeit (Zeitdauer) sowie die Art der Veranstaltung bzw. der Vergnügung bezeichnen. Die Abgabenbehörde hat auf Antrag über die Anmeldung eine Bescheinigung auszustellen.
(3) Die Abgabenschuldnerin bzw. der Abgabenschuldner gemäß § 3 Z 2 und 3 hat die Inbetriebnahme von Spielapparaten und Wettterminals spätestens drei Werktage vorher bei der Abgabenbehörde anzumelden. Über die Anmeldung ist auf Antrag eine Bescheinigung auszustellen.
(4) Nimmt die Abgabenschuldnerin bzw. der Abgabenschuldner zusätzliche Spielapparate oder Wettterminals in Betrieb oder werden solche Geräte entfernt, ist dies der Abgabenbehörde spätestens drei Werktage vorher mitzuteilen.

§ 7
Entstehen des Abgabenanspruchs, Festsetzung und Fälligkeit
bei Eintrittsgeldern
(1) Die Unternehmerin bzw. der Unternehmer darf den Besuch der Veranstaltung bzw. die Teilnahme an der Vergnügung nur gegen Entwertung einer Eintrittskarte oder gegen Ausgabe eines sonstigen Eintrittsausweises gestatten.
(2) Alle Eintrittskarten (einschließlich Online-Tickets, E-Tickets und dergleichen) müssen
1. mit fortlaufender Nummer versehen sein und
2. die Unternehmerin bzw. den Unternehmer, die Zeit, den Ort, die Art der Lustbarkeit und die Höhe des Eintrittsgeldes angeben.
Die Eintrittskarten sind bei der Anmeldung zur amtlichen Kennzeichnung vorzulegen.
(3) Für sonstige Eintrittsausweise gilt Abs. 2 sinngemäß.
(4) Die Unternehmerin bzw. der Unternehmer hat binnen einer Woche ab Durchführung der Veranstaltung bzw. der Vergnügung der Abgabenbehörde eine Abrechnung über die vereinnahmten Eintrittsgelder vorzulegen.
(5) Die Abgabenbehörde kann Ausnahmen von den Erfordernissen der Abs. 1 bis 4 gestatten, sofern dadurch die Bemessung der Abgabe nicht erschwert oder gefährdet wird.
(6) Der Abgabenanspruch entsteht mit der Entrichtung des Eintrittsgeldes.
(7) Nach Vorlage der Abrechnung bzw. nach Durchführung der Ermittlungen hat die Abgabenbehörde die Abgabe mit Bescheid festzusetzen.
(8) Die Abgabe ist einen Monat nach Zustellung des Abgabenbescheides fällig und zu entrichten.

§ 8
Entstehen des Abgabenanspruchs, Festsetzung und Fälligkeit
bei Spielapparaten und Wettterminals
(1) Der Abgabenanspruch entsteht für den Kalendermonat der Inbetriebnahme mit der Inbetriebnahme des Spielapparats bzw. des Wettterminals, für jeden weiteren Kalendermonat, in dem der Spielapparat bzw. das Wettterminal aufgestellt ist, jeweils mit Beginn dieses Kalendermonats.
(2) Die Abgabenbehörde hat die Abgabe mit Bescheid festzusetzen. Ist die Abgabe (auch) für künftige Kalendermonate in gleicher Höhe festzusetzen, hat die Abgabenbehörde im Abgabenbescheid festzulegen, dass diese Festsetzung auch für die folgenden Kalendermonate gilt (Dauerabgabenbescheid). Ändern sich die rechtlichen oder tatsächlichen Voraussetzungen, ist ein neuer Abgabenbescheid zu erlassen.
(3) Die Abgabe ist am 15. eines Monats für den unmittelbar vorangegangenen Kalendermonat fällig und zu entrichten.

§ 9
Abgabenkontrolle
(1) Die Abgabenschuldnerin bzw. der Abgabenschuldner hat der Abgabenbehörde auf Verlangen alle Auskünfte zu erteilen, die zur Erhebung der Abgabe erforderlich sind.
(2) Im Übrigen gelten für die Abgabenkontrolle die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, insbesondere die §§ 143 und 144 BAO.

§ 10
Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der (Markt/Stadt)Gemeinde … in Kraft.[footnoteRef:16] [16:  § 94 Abs. 3 Oö. GemO 1990 idF LGBl. Nr. 38/2025: maßgeblich ist der Tag der Freigabe zur Abfrage im RIS; eine „Kundmachungsfrist“ gibt es nicht mehr. Kundmachung binnen zwei Wochen nach Beschlussfassung (§ 94 Abs. 1). ] 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Lustbarkeitsabgabeverordnung der (Markt/Stadt)Gemeinde …, VBl. Nr. …/…. [bzw. Verordnung des Gemeinderats vom …, kundgemacht durch Anschlag an der Amtstafel vom … bis …], außer Kraft.

	
Der Bürgermeister:

	N. N.
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